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VII.
Dienſtweiſung für Gerichtsärzte.

(R.B. 1364 Nr. 34.)
Nachdem Seine Königliche Hoheit der Großherzog mit aller¬

höchſter Entſchließung aus Großherzoglichem Staatsminiſterium
vom 11.1. * Nr. 579, die nachfolgende

ienſtweiſung für Gericht särzte
zumVollzugeohe e , zu genehmigen geruht haben, wird die¬
elbe zur Rachachtung mit dem Bemerken öffentlich bekannt ge¬
macht, daß dieſelbe an dem nämlichen Tage, wie die neue Straf¬
prozeßordnung in Wirkſamkeit tritt.

Gleichzeitig tritt die „Gerichtliche Wund⸗ und Lei

nung“ vom 5. Juli 1851, Reg.Bl. Nr. 49, au
und werden folgende Verordnungen:

vom 1. April 1824, Reg. Bl. Nr. 8, die Prüfung und Verbeſſe¬
rung der von den Gericht arzten erſtatteten Gutachten betreffend,

vom 24. Juni 1835, Reg.Bl. Nr. 30, die Zuläſſigkeit chirur¬
giſcher Operationen in Legalfäl len, betreffend,

vom 16. Mai 1826, Ziffer V. *), Reg.Bl. Nr. 12, und vom
17. Juli 1832, Reg. Cl. Nr. , die Behandlung Verwundeter
durch Privatärzte betreffend,

vom 23. November 1838 und 21. Dezember 1838 (durch die
Kreisverordnungsblätter verkündet), die Behandlung Verwundeter
durch ausländiſche Aerzte betreffend,

vom 29. , . 1843 (auf gleiche Weiſe verkündet), die

ärztlichen Beſuche der Gerichtsärzte bei Verwundeten betreffend,
vom 17. Juli 1852 (auf gleiche Weiſe verkündet), den Verkehr

der Unterſuchungszrichter mit 3 Gerichtsärzten betreffend,
vom 18. November 1853 (ſchriftlich erlaſſen), die Einholung

von Obergutachten der hofgerichtlichen Medizzinalreferenten durch
die Aemter betreffend,
ſo weit dieſe Verordnungen bis jetzt noch giltig waren, aufgehoben.

Karlsruhe, den 13. Juli 1864. Großherzogliches Juſtizmini¬
ſterium. Stabel. Vdt. Wüſtenfeld.

eichenſchau⸗Ord¬+. ndung

Dienſtweiſung für Gerichtsärzte .
J. Allgemeine Beſtimmungen.

§. 1. (Gerichtliche Anordnung.) Die gerichtsärztliche
Beſichtigung lebender Perſonen und die gerichtsärztliche Oeffnung
menſchlicher Leichname darf nur auf Erſuchen des Gerichts oder
der Polizeibehörde, ſo weit letztere die Stelle des Unterſuchungs¬
richters vertritt, vorgenommen werden.

*) Ueber die Aufhebung dieſer Beſtimmung ſ. unten XVI. Gebühren der
Sanitätsdiener ꝛc.“ Ziff. 1 Anm. *).
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Hievon iſt der Fall ausgenommen, wenn der Gerichtsarzt zur

Beſichtigung eines Verletzten von dieſem ſelbſt oder von dritten
Perſonen unter ſolchen Umſtänden aufgefordert wird, welche die
vorherige Benachrichtigung des Staatsanwalts oder des Unter¬
ſuchungsrichters nicht geſtatten . Wenn in dieſem er einVer¬
brechen vorliegt , von welchem der Gerichtsarzt nach §. 15 Anzeige
zu machen verpflichtet iſt, ſo hat derſelbe ſeine vorläufigen Erhe¬
bungen unverweilt dem zuſtändigen Staatsanwalt oder Unter¬

ſuchungsrichter mitzutheilen (§. 4 Abſatz 2).
Das Gericht wendet ſich mit ſeinem Erſuchen in der Regel an

die Gerichtsärzte des Bezirks , in welchem das Geſchäft vorzuneh¬
men iſt, und zwar, wo keine Dienſtabtheilung beſteht, an den

26 Gerichtsarzt.
Das Gericht beſtimmt, obdie Beſichtigung in ſeiner Gegenwart

oder ob ſie durch die Gerichtsärzte allein, und zwar durch beide
oder durch einen von ihnen, , , . werden ſolle. Es be¬

ſtimmt, wenn ihm nach Abſatz 2 vorläufige Erhebungen eines
Gerichtsarztes übergeben werden, ob die Beſichtigung zu wieder¬
holen oder zu ergänzen ſei.

Die Beſichtigung einer Frauensperſon iſt in allen Fällen, wo
Rückſichten des ſittlichen Anſtandes die Entfernung Anderer for¬
dern, durch die Gerichtsärzte allein vorzunehmen. Auf Verlangen
der zu Unterſuchenden , oder auch nach eigenem Ermeſſen des Ge¬
richts oder der Gerichtsärzte, iſt eine ehrbare Frau beizuziehen.
(Vergl. noch §. 41.)

§. 2. (Gerichtlicher Augenſchein .) Wird die gerichts¬
ärztliche Beſichtigung in Gegenwart des Gerichts vorgenommen, ſo
hat der Richter , ſo weit er es für erforderlich hält, die Gerichts¬
ärzte in ihrer Thätigkeit zu leiten, die Gegenſtände , auf welche die
Beobachtung beſonders zu richten iſt, zu bezeichnen und ihnen be¬

ſtimmte Fragen zur Beantwortung vorzulegen.
Wenn der Staatsanwalt oder der Vertheidiger dem richterlichen

Augenſchein beiwohnt , ſo kann er die Thatumſtände oder Gegen¬
ſtände bezeichnen, auf welche er den Augenſchein ausgedehnt zu
ſehen wünſcht. Der Richter entſcheidet über die Zuläſſigkeit der
geſtellten Anträge.

§. 3. (Techniſche Ausführung.) Wenn beide Gerichts¬
ärzte bei der

Veſtchtigung
einer lebenden Perſon oder bei einer

Leichenſchau oder Leichenöffnung zuſammenwirken, ſo beſorgt in
der Regel der zweite Gerichtsarzt (Gerichtswundarzt, Aſſiſtenzarzt)
unter Leitung des erſten die techniſche Ausführung, doch kann der
erſte Gerichtsarzt auch ſelbſtthätig dabei mitwirken.

§. 4. (Protokoll.) Ueber den in Gegenwart des Gerichts
vorgenommenen Augenſchein iſt entweder ſogleich oder, wo dies
nicht thunlich iſt, unmittelbar nachher ein Protokoll aufzunehmen ,
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in welches die Gerichtsärzte den Befund durch wörtliches Diktiren
niederzulegen haben.

Den Befund eines ohne Gegenwart des Gerichts vorgenommenen
Augenſcheins geben die Gerichtsärzte mündlich zu Protokoll oder
ſchriftlich zu den Akten.

§. 5. Die Darſtellung des Befunds iſt ſo abzufaſſen, daß ſie
eine vollſtändige und treue Anſchauung des beſichtigten Gegenſtan¬
des gewährt. Zu dieſem Zwecke ſind geeignetenfalls Zeichnungen
beizufügen.

Die Befundsangaben ſind in angemeſſene Abtheilungen zu
bringen und mit Ziffern in fortlaufender Reihenfolge zu be¬

zeichnen.
Die Beſchreibung ſoll bei möglichſter Kürze klar und bündig

gegeben werden und ſind dabei, wo thunlich , alle fremden Kunſt¬
ausdrücke zu vermeiden, und dieſe nur da, wo es der größeren
Beſtimmtheit oder Deutlichkeit wegen etwa nöthig wäre, in Ein¬
klammerung beizufügen.

Maaße, Gewichte, Größen und Ortsverhältniſſe ſind nach be¬

kannten und unzweifelhaften Beſtimmungen zu bezeichnen . Wich¬
tige Zahlen- und Maaßangaben find nicht nur mit Ziffern und
den üblichen Zeichen, ſondern auch in Worten auszudrücken.

§. 6. (Gutachten.) Ihr Endgutachten geben die Gerichts¬
ärzte mündlich zu Protokoll oder ſchriftlich zu den Akten und zwar
gemeinſchaftlich oder geſondert, je nachdem ſie ſich in ihrer Anſicht
vereinigen können oder nicht. Iſt die Beſichtigung nur von einem
Gerichtsarzt vorgenommen , ſo iſt auch das Gutachten von dieſem
allein zu erſtatten, ſo fern nicht der Richter die Mitwirkung des
andern Gerichtsarztes anordnet. Wurde ſie von einem anderen
Arzte als Stellvertreter eines Gerichtsarztes vorgenommen, ſo hat
der Stellvertreter das Gutachten zu erſtatten, der Gerichtsarzt aber
das ſeinige gleichfalls beizufügen. Dem Richter iſt überlaſſen,
wegen beſonderer Umſtände die Behandlung des ganzen Falles
oder die Erſtattung des Gutachtens einem oder mehreren anderen
Aerzten zu übertragen. (St P.O. §. 85 Abſatz 3.)

Iſt der Verletzte von einem anderen Arzte als den Gerichts¬
ärzten behandelt worden, fo iſt der behandelnde Arzt geeignetenfalls
zur Erklärung über beſtimmte, ihm zu bezeichnende Punkte auf¬
zufordern und iſt dieſe dem Gutachten beizulegen.

Auf Verlangen des Unterſuchungsrichters iſt auch außer den
Fällen des §. 48 ſogleich nach Erhebung des erſten Befunds ein
vorläufiges Gutachten abzugeben.

§. J. (Vorbereitung des Gutachtens.) Die Gerichts
ärzte können darauf antragen, daß ihnen aus den Akten oder durch
Vernehmung von Angeſchuldigten oder Zeugen über gewiſſe, für
das abzugebende Gutachten erhebliche und von ihnen beſtimmt zu
bezeichnende Punkte weitere Aufklärungen gegeben werden.
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Sie haben insbeſondere dann, wenn ihnen bei Ausübung ihres

Amtes von dem Verletzten oder von andern Perſonen erhebliche
Angaben über die Entſtehung oder die Wirkungen oder Folgen
einer Verletzung gemacht werden, die gerichtliche Feſtſtellung dieſer
Angaben zu beantragen.

§. 8. Zur Ausarbeitung des Gutachtens werden den Gerichts¬
ärzten die über den Augenſchein aufgenommenen Protokolle oder
Befundberichte nebſt den bezüglichen Werkzeugen und andern Be¬
weisſtücken, und nöthigenfalls ſämmtliche Unterſuchungsakten mit¬
getheilt.

8§. 9. Die aktenmäßige Darſtellung des Befunds und das ärzt¬
liche Tagebuch über die Behandlung des Verletzten ſo wie die in
den Unterſuchungsakten enthaltenen Angaben über die thatſäch¬
lichen Verhältniſſe, ſo fern den Gerichtsärzten jene mitgetheilt
wurden, bilden die Grundlage des Gutachtens, und es ſoll in
dieſem nichts vorkommen, was ſich nicht darauf zurückführen ließe
oder was damit im Widerſpruch ſtünde.

Auch ſoll das Gutachten den Theil des Augenſcheinsprotokolls
oder der Unterſuchungsakten, aus welchem die thatſächlichen An¬
gaben geſchöpft ſind, überall genau angeben.

$. 10. (Inhalt des Gutachtens.) In dem Endgutachten
iſt ein die weſentlichſten Thatſachen enthaltender , genauer aber ge¬
drängter Auszug aus der Befundsbeſchreibung und dem ärztlichen
Tagebuch zu geben.

Sodann haben die Gerichtsärzte die von dem Richter oder durch
Geſetz oder Verordnung vorgezeichneten Fragen möglichſt beſtimmt
zu beantworten und uͤberhaupt alle ihnen erheblich ſcheinenden,
in den Bereich ihrer Aufgabe gehörenden und aus der Beſchaffen¬
heit des Falles ſelbſt hervorgehenden Punkte genau zu erörtern.

Am Schluſſe iſt das Geſammtergebniß in kurzen Sätzen als
techniſches Urtheil auszuſprechen .

Das Gutachten muß deutlich erkennen laſſen, ob eine von den
Gerichtsärzten aufgeſtellte Thatſache oder Schlußfolgerung von
ihnen als gewiß und ſicher, oder nur als wahrſcheinlich oder zwar
als möglich, aber als unwahrſcheinlich angenommen werde.

$. 11. (Mündliche Gutachten.) Wenn die Gerichtsärzte
zur Erſtattung eines mündlichen Gutachtens in der Hauptverhand¬
lung erſchienen ſind, ſo haben fie auf alles in ihrer Anweſenheit
Vorkommende genau zu achten, um zu ermeſſen, in wie fern das¬
ſelbe geeignet ſei, ihr in der Vorunterſuchung abgegebenes Gut¬
achten zu berichtigen oder zu ergänzen. Sie können auch hier von
dem ihnen durch den obigen §. 7 Abſatz 1 eingeräumten Rechte
durch Anträge an den Vorſitzenden Gebrauch machen.

Das mündliche Gutachten ſelbſt iſt im Allgemeinen nach den Vor¬
ſchriften des vorigen Paragraphen einzurichten , jedoch wird den
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Gerichtsärzten beſonders empfohlen, bei Beſchreibung des Erfun¬
des Und bei Aufſtellung und Begründung ihres Gutachtens ſich

möglichſter Kürze und Bündigkeit und einer Darſtellungsweiſe zu
befleißigen, die auch für Nichtärzte (insbeſondere die Richter, Ge¬

ſchworenen, Schöffen, Staatsanwälte und Vertheidiger) verſtändlich
und überzeugend iſt.

Daſſelbe gilt von Beantwortung der Fragen, welche in der
mündlichen Verhandlung an den Gerichtsarzt geſtellt werden.

§. 12. Ueber die Verſchuldung des Angeklagten und den Grad
derſelben haben ſich die Gerichtsärzte jedes Urtheils zu enthalten ,
in ſo ferne es fich nicht um die Zurechnungsfähigkeit deſſelben
handelt.

§. 13. (Obergutachten.) Hält der Unterſuchungsrichter
die Einholung eines Gutachtens des Medizinalreferenten oder der
Sanitätskommiſſion ») für nöthig oder iſt ſolche von einem Bes

rechtigten beantragt (St.P. O. §. 93), ſo hat er ſich deßhalb an
die Raths- und Änklagekammer des Kreisgerichts zu wenden.

§. 14. (Andere naturkundige Sachverſtändige.) Was
in gegenwärtiger Dienſtweiſung von den Gerichtsärzten und ihren
Steildertretern geſagt iſt, gilt im Allgemeinen auch für andere

naturkundige Sachverſtändige, welche der Richter beizieht.
§. 15. (Anzeigepflicht) Die vom Staat aufgeſtellten

Gerichtsärzte werden auf §. 56 der St.P. O. aufmerkſam ge¬

macht, wonach alle öffentlichen Behörden und Beamten verpflich¬
tet ſind, über alle ihnen amtlich bekannt gewordenen Verbrechen,
ſofern dieſe von Amtswegen (d. h. ohne Anklage oder Antrag des

Verletzten ) zu verfolgen find, dem zuſtändigen Staatsanwalt oder

*) Juſt. Min. 20. September 1864 Nr. 7501 C.. Bl. Nr. 17. Die Ober¬

gutachten, welche die Großh. Sanitätskommiſſion erſtattet, ſind das Ergeb¬

niß kollegialiſcher Berathung und Abſtimmung. Sollen dieſelben in einer
Gerichtsverhandlung mündlich vertreten werden , ſo kann dies nur durch ein

Mitglied geſchehen, welches von dem Kollegium hiezu beſtimmt wird, und es iſt
daher nicht zuläſſig, daß das Gericht irgend ein Mitglied der Sanitätskommiſſion
auswähle' und in die Verhandlung vorlade, um dort Namens dieſer Kommiſſion
zu ſprechen.

Die Großh. Gerichtshöfe werden daher beauftragt, in den bezeichneten Fällen
die Großh. Sanitätskommiſſion um Bezeichnung desjenigen Mitglieds anzugehen,
welches in die Verhandlung vorgeladen werden ſoll, um das von ihr abgegebene
Obergutachten mündlich zu vertreten.

Landesh. Vdg. vom 30. Sept. 1864 R.B. Nr. 56, die Einrichtung und den

Geſchäftskreis der Sanitätskommiſſion betr. S. 1. Die Sanitätskommiſſionführt
in Zukunft die Benennung Großherzoglicher Obermedizinalrath“. S. 2. Der
Obermedizinalrath bleibt dem Miniſterium des Innern unt ordnet. §. 3. Zum
Geſchäftskreiſe des Obermedizinalraths gehört im Allgemeinen, wie bisher:
BE 2. den Gerichtsbehörden des Landes die von ihnen für nöthig erachteten
gerichtsärztlichen Obergutachten zu erſtatten.
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Unterſuchungsrichter ſogleich Mittheilung zu machen. Bezüglichder nicht vom Staat angeſtellten Medizinalperſonen (Aerzte, Wund
ärzte, Apotheker, Hebammen und Leichenſchauer) behält es bei den
hierüber beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden.

Zu den Verbrechen, welche nicht von Amtswegen zu verfolgen
ſind, bei welchen daher dieſe Verpflichtung zur Anzeige nicht ein¬
tritt, gehören:

1. Körperverletzung, wenn dadurch weder ein bleibender Scha¬
den, noch Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit verurſacht wurde;Nothzucht in den Fällen des §. 335 V. des Strafgeſetzbuchs;
Unzucht mit argliſtig Betäubten oder mit Kindern;

Unzucht mit Willen- oder Bewußtloſen; die unter 2—4 ge:nannten Verbrechen jedoch mit Ausnahme derjenigen Fälle,da das Verbrechen unter ſolchen Umſtänden verübt wurde,
daß hierdurch öffentliches Aergerniß erregt worden iſt;Entführung;

Ehebruch;
Verführung von Kindern unter 14 Jahren, wenn das Ver¬

brechen nicht von Eltern, Pflegeltern, Vormündern, Er¬
ziehern, Lehrern oder Aufſehern und nicht unter ſolchen Um¬
ſtänden verübt wurde, daß dadurch öffentliches Aergerniß
erregt worden iſt;
Beeinträchtigung der Familienrechte durch Unterſchiebung von
Kindern;

9g. Entwendung oder Verſtümmelung eines Leichnams.
$. 16. (Anwendung der Dienſtweiſung auf unge¬nannte Fälle.) Bei Verbrechen, über welche die nachfolgenden

beſonderen Beſtimmungen keine Vorſchriften für die Gerichtsärzte
enthalten, wie namentlich

Schädliche Beimiſchung zu Nahrungsmitteln (Strafgeſetzbuch
§. 250),

Unbefugte Ausübung der Heilkunde ($$. 255, 256),
Selbſtverſtümmelung (§5. 257— 259),
Ausſetzung hilfloſer Kinder und anderer hilfloſer Perſonen(SS. 2650 –266),
Gefährdete Erziehung (§. 272),
Beeinträchtigung der Familienrechte durch Unterſchiebung von

Kindern (§. 473),
Vergiftung von Wieſen, Weiden, Brunnen u. dgl. (S. 580),
Verbreitung einer Viehſeuche (8§. 581),

haben die Gerichtsärzte nach den vorſtehenden allgemeinen und
nach Analogie der folgenden beſonderen Beſtimmungen zu ver¬
fahren und die in dem Strafgeſetzbuch bezeichneten oder von
dem Richter aufgeſtellten Fragen in ihrem Gutachten zu beant¬
worten.

*
21
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II. Beſondere Beſtimmungen über das Verfahren bei

einzelnen Verbrechen .
1. Bei Tödtung.

§. 17. (Leichenſchau und Leichenöffnung.) Wenn
Verdacht vorliegt, daß der Tod eines Menſchen durch eine ſtraf¬
bare Handlung verurſacht worden ſei, ſo muß die gerichtliche
Leichenſchau vorgenommen werden. Sollte die Leiche ſchon beerdigt
ſein, ſo iſt ſie zum Zweck der Leichenſchau wieder auszugraben, in
ſo fern nach den Umſtänden davon noch ein erhebliches Ergebniß
erwartet werden kann und die Rückſicht auf die Gefahr für die
Geſundheit der Perſonen, die an der Leichenſchau Theil nehmen
müſſen, es nicht widerräth.

Die Leichenſchau iſt auch bei eingetretener Fäulniß, wenn und
ſo weit ſie noch irgend thunlich iſt, vorzunehmen.

Wird der erwähnte Verdacht durch die Leichenſchau beſeitigt,
behält es bei dieſer ſein Bewenden. Andernfalls wird zur algen?
öffnung geſchritten.

§. 18. (Leichenſchau.) Die Leichenſchau und Leichenöffnung
geſchieht in Gegenwart des erichts durch die beiden Gerichtsärzte.

Iſt der Verſtorbene von beiden Gerichtsärzten zugleich behandelt
worden, ſo muß, und wenn er von dem einen oder dem andern
allein behandelt wurde, ſo kann noch ein anderer Arzt beigezogen
werden.

Wenn ein anderer Arzt den Verſtorbenen in der durchdie Ver¬
letzung entſtandenen Krankheit behandelt hat, ſo ſoll auch dieſer zu
der Leichenſchau und Leichenöffnung eingeladen werden, in ſo fern
es ohne K geſckhhehen kann.

§. 19. Die GerichtSärgte haben zu beſtimmen, ob die Leichen¬
öffnung unmittelbar nach der Leichenſchau oder wann ſie ſpäter
vorzunehmen iſt.

§. 20. Sollte die Vornahmeder Leichenöffnung an dem Orte,
wo der Leichnam gefunden wurde, nicht thunlich ſein und der
Leichnam deßhalb an einen andern ddazu geeigneten Ort verbracht
werden müſſen, ſo iſt, wo immer thunlich, vorher wenigſtens die
äußere Beſichtigung des Leichnams vorzunehmen. Die Gerichts¬
ärzte haben ſodann die beſtimmteſte Anleitung zu geben, wie die
Fortbringung des Leichnams ſtattfinden ſoll, und dafür zu ſorgen,
daß dies nur unter gehöriger Aufſicht und Begleitung geſchehe,
ſo wie daß dabei an dem Leichnam keine Veränderung bewirkt
werde.

Die Gründe, warum, die Art und Weiſe, wie dies geſchehen ,
müſſen im Protokoll angegeben werden.
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§. 21. Der Akt der gerichtlichen Leichenöffnung iſt, wie der

der äußerlichen Körperbeſichtigung , wo möglich , ununterbrochen bis
zur Beendigung fortzuſetzen. Sollte jedoch eine Unterbrechung der¬
ſelben unvermeidlich ſein, ſo iſt dieſe mit ihrer Urſache und Dauer
im Protokolle anzugeben und der Leichnam unterdeſſen bis zur
Fortſetzung der Leichenöfſnung gehörig zu bewahren oder einzu:
ſchließen, und vor jeder Veränderung durch äußere Einflüſſe ſicher
zu ſtellen.

§. 22. (Protokoll über die Leichenſchau.) Zuerſt iſt
das Ergebniß der äußeren Beſichtigung des Leichnams mit be¬

ſonderer Rückſicht auf etwa vorhandene Verletzungen oder andere
krankhafte Veränderungen und Regelwidrigkeiten im Protokoll zu
beſchreiben.

§. 23. Dabei ſoll immer angegeben werden: das Geſchlecht,
das anſcheinende Alter, die Größe, Lage des Körpers, Richtung
der Glieder, Geſtalt, Bekleidung des Verſtorbenen , ſo wie die ſon¬
ſtige Beſchaffenheit deſſelben im Allgemeinen und in allen einzelnen
Theilen, der Grad der Fäulniß nach deren vorhandenen Zeichen,
und die Zeit, welche muthmaßlich ſeit dem Tode umlaufen iſt.
Sodann iſt jede an demſelben wahrnehmbare Regelwidrigkeit , Ver¬
letzung oder ſonſtige krankhafte Veränderung ſorgfältig zu unter¬
ſuchen und zu beſchreiben.

Bei Unterſuchung des Leichnams eines unbekannten Menſchen
find insbeſondere noch die Farbe der Kopfhaare, der Augen, die
Beſchaffenheit der Zähne und etwaige beſondere Abzeichen genau
anzugeben.

§. 24. Ferner iſt im Protokoll der Ort, wo der Verſtorbene
angetroffen worden, zu beſchreiben, ſo wie etwa eingetretene Ver¬
änderungen des Leichnams ſeit der erſten Beſichtigung , falls eine
ſolche ſtattgehabt hat, zu bezeichnen ſind. Auch iſt die Temperatur
des Orts, wo der Leichnam ſeit dem Abſterben gelegen, nach mög¬
lichſt genauer Abſchätzung anzugeben.

§. 25. Iſt der Leichnam etwa mit Blut oder ſonſt irgend wie
verunreinigt , ſo ſoll er, nachdem dieſer Zuſtand beſchrieben wor¬
den, durch vorſichtiges Abwaſchen mit Waſſer gereinigt werden,
damit die ganze Oberfläche deſſelben gehörig beſichtigt und unter¬
ſucht werden könne; das Abwaſchen muß zu Protokoll bemerkt
werden.

§. 26. (Leichenöffnung.) Bei Vornahme der Leichenöff¬
nung iſt mit größter Sorgfalt und Umſicht zu verfahren, damit
durch dieſelbe die Beſchaffenheit vorhandener Verletzungen , ſo wie
der Zuſtand der Gebilde, wie er vor ihrer Unterſuchung geweſen,
noch deutlich erkannt werden könne.

$. 27. Bei jeder gerichtlichen Leichenöffnung find ohne Aus¬
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nahme immer die drei Haupthöhlen des menſchlichen Körpers,
nämlich des Kopfes, der Bruſt und des Unterleibes zu öffnen und
die darin enthaltenen Theile genau zu unterſuchen.

Die Oeffnung aller drei Haupthöhlen muß ſelbſt dann geſchehen ,
wenn die Urſache des Todes bereits in einem Theile des Körpers
aufgefunden worden iſt.

Je nach Umſtänden müſſen zum Behufe näheren Aufſchluſſes
über die Todesurſache auch der Kanal der Wirbelſäule, der Hals,
die Augen, die Ohren, die Naſen⸗ , Mund⸗ und Nachenhöhle, die

Geſchlechtstheile, der After oder andere Theile geöffnet und genau
unterſucht werden.

§. 28. Mit beſonderer Sorgfalt find die ſich zeigenden Negel¬
widrigkeiten, Verletzungen oder krankhaften Veränderungen, Erguß
von Blut, Eiter, Waſſer und dergleichen nach Menge und Be¬

ſchaffenheit, ebenſo vorgefundene fremde Körper zu unterſuchen und
zu beſchreiben.

§. 29. Vorgefundene Werkzeuge oder ſonſtige Gegenſtände, wo¬
mit die Verletzungen bewirkt worden ſein könnten, ſind nach vor¬
heriger Vergleichung mit letzteren, worüber das Nöthige in das
Protokoll aufgenommen wird, dem Gerichte zur Verwahrung zu
übergeben.

§. 30. Alles in den §5§. 22 und 29 Geſagte ſoll, ſo weit
möglich, auch dann geſchehen, wenn aus dem in 8. 17 angegebe¬
nen Grunde eine Leichenöffnung nicht mehr vorgenommen werden
kann.

§. 31. (Protokoll über Leichensffnung.) Der Befund
der Leichenſchau und der Leichenöffnung iſt von den Gerichtsärzten
genaueſtens nach den Vorſchriften der obigen §§8. 4 und 5 zu Pro¬
tokoll anzugeben.

Das Weſentlichſte davon iſt, ſo weit thunlich, den anweſenden
Gerichtsperſonen vorzuzeigen und zu erläutern.

§. 32. Die Gerichtsärzte haben ihre Erfundsangaben durchaus
nach objektiver thatſächlicher Anſchauung zu faſſen, ſo daß aus der
Beſchreibung ſelbſt das Bild erkannt und das Weſen gefolgert
werden kann. Sie dürfen ſich nie auf Ausdrücke beſchränken,
welche das Ergebniß einer Schlußfolgerung ſind, wie z. B. „ent¬
zündet“, „brandig“.

§. 833. (Gutachten.) Bei gerichtsärztlicher Begutachtung
tödtlich gewordener Körperverletzungen oder Krankheiten iſt zu bes

rückſichtigen, daß als tödtlich jede Beſchädigung betrachtet wird,
welche im einzelnen Falle als wirkende Urſache den Tod des Be¬

ſchädigten herbeigeführt hat, ohne Unterſchied, ob ihr tödtlicher
Erfolg in anderen Fällen durch Hilfe der Kunſt etwa ſchon abge¬
wendet wurde, oder nicht; ob in dem gegenwärtigen Falle durch
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zeitige Hilfe derſelbe hätte verhindert werden können; ob die Be:
ſchädigung unmittelbar, oder durch andere, jedoch aus ihr entſtan¬
dene Zwiſchenurſachen den Tod bewirkt habe; ob dieſelbe allge¬
mein tödtlich ſei, oder nur wegen der eigenthümlichen Leibesbe¬
ſchaffenheit des Beſchädigten , oder wegen der zufälligen Umſtände,
unter welchen ſie ihm zugefügt wurde, den Tod herbeigeführt habe
($. 204 des Strafgeſetzbuches ).

§. 34. J. In allen Unterſuchungen wegen Tödtung hat ſich
das Gutachten darüber auszuſprechen:

1. ob der Verſtorbene eines gewaltſamen Todes geſtorben ſei,
und zwar: ob an den wahrgenommenen Verletzungen oder
Mißhandlungen, und an welchen?

2. oder ob aus beſenderen Umſtänden als gewiß oder wahr¬
ſcheinlich anzunehmen ſei:
a. entweder, daß der Verſtorbene ſchon vor jenen Verletzungen

todt geweſen;
b. oder daß er in Folge einer zu der nicht gefährlichen Ver¬

letzung hinzugekommenen und von ihr unabhängigen Ur¬
ſache geſtorben ſei.

II. Im Falle das Gutachten erklärt, daß die wahrgenommenen
Verletzungen oder Mißhandlungen die Todesurſache geweſen ſeien,
hat daſſelbe ſich zugleich darüber auszuſprechen:

ob die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Handlung
ſchon ihrer allgemeinen Natur nach, oder nur wegen der
eigenthümlichen Leibesbeſchaffenheit oder wegen eines beſonderen
Zuſtandes des Verletzten, oder wegen zufälliger äußerer Um¬
ſtände die tödtliche Verletzung verurſacht habe.

Dem Richter ſteht es frei, den Gerichtsärzten im einzelnen Falle
weitere Fragen, deren Beantwortung für die Beurtheilung des
Falles erheblich erſcheint, vorzulegen.

2. Bei Kindsmord und bei abſichtlich hilfloſer
Niederkunft.

§. 35. (Ermittelung ſtattgehabter Geburt.) Bei
Perſonen, welche des Kindsmords oder der Herbeiführung des
Todes ihres Kindes durch abſichtlich hilfloſe Niederkunft beſchul¬
digt ſind, iſt zu unterſuchen, ob ſich an denſelben die Zeichen
einer kürzlich oder ſchon vor längerer Zeit ſtattgehabten Geburt
vorfinden.

Zu dieſem Zwecke ſind die näheren Verhältniſſe, der Verlauf
der Schwangerſchaft, der Hergang der Geburt, wie auch die Um¬
ſtände zu erheben, welche dabei möglicher Weiſe den Tod des Kin¬
des herbeigeführt oder mit bewirkt haben könnten.

Die Gerichtsärzte haben nöthigenfalls die gerichtliche Feſtſtellung
dieſer Thatſachen zu veranlaſſen (§. 7).

S. 36. (Leichenſchau und Leichenöffnung.) Bei der
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äußeren Beſichtigung und der Oeffnung von Leichen neugebore¬
ner Kinder ſind die allgemeinen Beſtimmungen über gerichtliche
Leichenunterſuchung , unter Berückſichtigung der den Neugeborenen
eigenthümlich en Koͤrperverhältniſſe zu befolgen.

Insbeſondere iſt zu erheben und genau zu Protokoll anzugeben:
wo der Kindesleichnam aufgefunden worden, womit er bekleidet
oder umwickelt, und wie und wodurch er etwa verunreinigt ge¬
weſen; ob der Mutterkuchen mit aufgefunden, wie dieſer und der
etwa noch daran befindliche Theil der Nabelſchnur beſchaffen ge¬
weſen ſei.

Hierauf iſt das Geſchlecht des Kindes, die Länge, das Gewicht,
die Maaße der Durchmeſſer des Kopfes und Breite der Schultern
und die ſonſtige äußere Körperbeſchaffenhheit deſſelben in allen ſei¬
nen Theilen genau anzugeben; ins, aber ſind die Zeichen
des Grades ſeiner Entwickelung und Reife, ſowie die ſeinerLebens¬
fähigkeit ſo rgfältig zu erheben und zu beſchreiben.

Zeigen ſich an der Kindesleiche irgendwo Spuren erlittener Ge¬ö krankhafte Veränderungen oder Abnormitäten, ſo
ſindſie ebenfalls im Protokoll genau zu beſchreiben.

§. 37. Auch bei der Leichenöffnung eines ſolchen Kindes iſt
beſonders auf die Zeichen und Grade der Entwickelung, Reife und
Lebensfähigkeit zu achten; ſo wie ferner die Merkmale zu erfor¬
ſchen ſind, aus denen zu entnehmen iſt: ob das Kind etwa ſchon
vor der Geburt geſtorben iſt, oder ob es während oder nach der
Geburt gelebt und geathmet hat, und woraus die Art und Weiſe
ſeines erfolgten Todes erkannt werden kann.

§. 33. Zu dieſem Behufe iſt namentlich auch die ſogenannte
Lungen- und Athemprobe jedes Mal mit aller Sorgfalt vorzu¬
nehmen und ihr Ergebniß genau anzugeben. Dabei iſt der Grad
der Fäulniß der Leiche überhaupt und beſonders der Lungen zu
beachten und anzuführen.

§. 89. (Gutachten.) In ihrem Gutachten über todtgefun¬
dene neu geborene Kinder haben ſich die Gerichtsärzte darüber aus¬
zuſprechen:

ob das Kind todt oder lebendig geboren worden, ob es nur
während der Geburt oder auch nach dieſer noch gelebt und
geathmet hat;

2. ob daſſelbe wegen zu früher Geburt oder beſonderer Miß¬
bildung das Leben außer dem Mutterleibe ö un¬
fähig geweſen;

3. obdas lebend geborene Kind eines zufälligen Todes, etwa
in Folge des Vorgangs der Geburt, geſtorben, oder

4. ob der Tod als die Folge von Gewaltthatigkeiten, oder von
Unterlaſſung der nöthigen Fürſorge, oder als die Folge der
Hilfloſigkeit bei der Geburt anzuſehen ſei;
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5. ob und warum anzunehmen, daß daſſelbe innerhalb der

erſten vierundzwanzig Stunden nach ſeiner Geburt getödtet
worden ſei.

§. 40. In Betreff der angeblichen Mutter eines ſolchen Kindes
haben ſich die Gerichtsärzte darüber zu erklären:

y. ob und wann dieſelbe geboren hat;
2. ob, wenn die Tödtung des Kindes erſt nach Ablauf von

24 Stunden nach der Geburt verübt worden, anzunehmen
iſt, daß der beſondere geiſtige und körperliche, die Zurechnung
bei dieſem Verbrechen vermindernde, Zuſtand der Mutter zur
Zeit der That noch fortgedauert hat.

3. Bei Körperverletzungen .
§. 41. (Beſichtigung.) Bei Körperverletzungen iſt die Be¬

ſichtigung des Verletzten und die Erſtattung des Gutachtens durch
einen der Gerichtsärzte vorzunehmen.

Wenn jedoch eine ſchwerere Verletzung als wahrſcheinlich anzu¬
nehmen iſt, haben beide Gerichtsärzte mitzuwirken und die Beſich¬
tigung in Gegenwart des Gerichts vorzunehmen.

Sit die körperliche Beſichtigung einer Frauensperfon nöthig, ſo
kann, wenn der Fall einfach iſt, auch eine mit den erforderlichen
Kenntniſſen verſehene Hebamme ſtatt eines Gerichtsarztes mit der
Beſichtigung beauftragt werden. Der Richter wird dies jedoch
nur dann anordnen, wenn er ſich vorher mit dem Gerichtsarzte
darüber benommen und dieſer es unbedenklich gefunden hat.

§. 42. Bei Unterſuchung der Verletzungen iſt ſtets auf ſolche
Weiſe zu verfahren , daß der Erfolg der Behandlung und Heilung
dadurch nicht geſtört werde.

§. 43. (Befundsbeſchrieb .) Der Befundsbericht oder das
Augenſcheinsprotokoll ($S. 4 und 5) hat außer Namen, Alter,
Körperbeſchaffenheitund Allgemeinbefinden des Verletzten möglichſt
genau anzugeben und zu beſchreiben:

1. die vorgefundenen Verletzungen, und zwar zuerſt die wichti¬
geren, in ihrer von feſtſtehenden anatomiſchen Punkten aus
nach Lage, Tiefe, Länge, Breite, Richtung und Umfang zu
beſtimmenden Beſchaffenheit ;

2. etwaige ſonſtige Zeichen erlittener Gewalthätigkeit;
3. die wahrgenommenen Krankheitserſcheinungen;
4. geeigneten Falls die von dem Verletzten bei der Mißhand¬

lung getragenen Kleidungsſtücke nebſt den daran vorgefunde —

nen Veränderungen;
5. die etwa beigebrachten oder die muthmaßlichen Werkzeuge der

That und die Art, in welcher dieſelben gewirkt haben;
andere äußere Umſtände, welche auf die Art und Beſchaffen—

heit der Verletzung oder auf den Zuſtand des Verletzten Ein¬
fluß haben konnten.

©
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§. 44. (Aerztliches Tagebuch. Aerztliche Beſuche.)
Ueber den Verlauf der Verletzung oder des Krankheitszuſtandes
ſowohl, als über das eingeſchlagene Heilverfahren hat der behan¬
delnde Gerichtsarzt ein genaues und vollſtändiges Tagebuch(Diarium) zu führen, in welches er beijedem Beſuche die wahr¬
genommenen Krankheitszufälle und 4 ſo wie die da¬
gegen angeordnetenMittel, etwa vorgenommenen chirurgiſchen Ope¬
rationen, und den Erfolg derſelben, wo möglich an Ort und
Stelle ſogleich einträgt. Beim Abſchluß unterſchreibt er daſſelbe
und legt es mit dem Cubautachten der Gerichtsbehörde in Ur:
ſchrift vor.

Der Verletzte oder ſeine nächſten Angehörigen oder Pfleger
haben zu beſtimmen, durch welchen der gerichtlichen Aerzte der
erſtere behandelt werden ſoll

Beſorgt der zweite Gerichtsarzt die ärztliche Behandlung , ſo hat
er dem erſten von eintretenden wichtigen neuen Erſcheinungen un¬
geſäumt Kenntniß zu geben.

Ein Zujammenwirken beider Gerichtsärzte bei der ärztlichen Be:
handlung des Verletzten ſoll nur in ſo weit ſtattfinden, als der
Zuſtand des letzteren es erfordert.

§. 45. (Behandlung durch Privatärzte. Zieht der
Verletzte vor, ſtatt durch den gerichtlichen Arzt oder Wundarzt , ſich
durch einen andern Arzt oder Wundarzt behandeln zu laſſen, ſo
kann ihm dies nicht verweigert werden .

Auch in ſolchem Falle muß er die Beſichtigung durch die Ge—

richtsärzte ſich gefallen laſſen; dieſelben dürfen aber an ihm nichts
vornehmen, was nach dem Urtheil des behandelnden Arztes die
Heilung ſtören könnte. Letzterer iſt verpflichtet, ein genaues Tage¬
buch über das Befinden des Verletzten und die Art der Behand¬
lung zu führen und ſolches dem erſten Gerichtsarzte am Schluſſe
des Heilverfahrens, auf Verlangen auch ſchon früher, vorzulegen,
und ihn von eintretenden gefährlichen ö zu be¬

nachrichtigen.
§. 46. (Operationen .) Gegen den Willen des Verletzten

oder, wenn er ſeinen Willen zu äußern unfähig iſt, gegen den
Willen ſeiner nächſten Angehörigen oder Pfleger dürfen an ihm
keine chirurgiſchen Operationen vorgenommen werden.

Beſteht unter den behandelnden Gerichtsärzten eine Meinungs¬
verſchiedenheit über die Nothwendigkeit oder Zuläſſigkeit einer
chirurgiſchen Operation, ſo iſt, wenn es ohne nachtheiligen Verzug
geſchehen kann, der nächſtwohnende Gerichtsarzt zur Entſcheidung
Deizuziehen.

Iſt ein 2 Verzug nach Anſicht desjenigen, der auf die Vor¬
nahme der Operation dringt, nicht zuläſſig, ſo entſcheidet die
Stimme des erſten Gerichtsarztes.

Die Verhandlungen, welche in ſolchen Fällen hierüber unter
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den Aerzten ſtatt haben, ſind in die Tagebücher derſelben aus—

führlich einzutragen .
§. 47. (Tod des Verletzten.) Stirbt ein Verletzter oder

Erkrankter, ſo hat der behandelnde Arzt oder der Gerichtsarzt,
welcher zuerſt Kenntniß davon erhielt, der betreffenden Gerichtsbe¬
hörde ſogleich ſchriftliche Anzeige davon zu machen.

Der Verſtorbene iſt bis zur Vornahme der Leichenunterſuchung
in unverändertem Zuſtand zu erhalten, und zu dieſem Zwecke
entweder zu bewachen, oder in einem verſchloſſenen Raume zu be¬

wahren.
§. 48. (Vorläufiges Gutachten.) Alsbald nach der

erſten Beſichtigung eines Verletzten oder Erkrankten iſt von den Ge¬
richtsärzten ein vorläufiges Gutachten (§. 6) abzugeben, worin
ſie ſich über den Grad der Verletzung oder der Geſundheitsbe¬
ſchädigung und zwar insbeſondere darüber ausſprechen, ob ſolche
als lebensgefährlich zu betrachten ſei oder nicht und ob dadurch
eine Krankheit , Arbeitsunfähigkeit oder bleibender Schaden bewirkt
werde oder zu befürchten ſtehe.

Eben ſo haben die Gerichtsärzte auf Verlangen der Gerichtsbe¬
hörde auch während der Unterſuchung über den Zuſtand des
Verletzten oder Erkrankten, ſo wie über den Erfolg der Behand¬
lung und den wahrſcheinlichen Ausgang des Falles, Bericht zu
erſtatten.

§. 49. (Lebensgefährliche Verletzung.) Eine Verletzung
iſt als lebensgefährlich zu betrachten, wenn ſie Zufälle oder Funk¬
tionsſtörungen im Gefolge hat, durch welche das Leben des Ver¬
letzten entſchieden bedroht erſcheint.

§. 50. (Krankheit.) Unter Krankheit im Sinne des Straf¬
geſetzes iſt eine erhebliche Störung der normalen körperlichen oder
geiſtigen Funktionen zu verſtehen.

Sie muß aus vorhandenen und anzugebenden Zeichen oder an¬
derweiten Umſtänden gefolgert werden können.

$. 51. (Bleibender Schaden.) Bleibender Schaden liegt
vor, wenn durch die Verletzung

eine Geiſteszerrüttung mit oder ohne Wahrſcheinlichkeit der Wie¬
derherſtellung,

bleibende Unfähigkeit oder verminderte Fähigkeit zu jeder Er¬
werbsthätigkeit oder zu den bisherigen Berufsgeſchäften,

eine ſich als unheilbar darſtellende Krankheit ,
der Verluſt eines Sinnes, einer Hand, eines Fußes, des Ge¬

brauchs der Sprache oder der Zeugungsfähigkeit,
eine andere Verſtümmelung an einem Theile des Körpers, eine

auffallende Verunſtaltung , der Verluſt des Gebrauchs eines
Glieds oder Sinnenwerkzeugs,
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der eine weniger auffallende Verunſtaltung oder eine bloße
Beſchränkung im Gebrauche eines Glieds oder Sinnenwerk¬
zeugs

rſacht worden iſt.
52. (Endgutachten.) In dem Endgutachten haben die

chtsärzte, vorbehaltlich der von dem Gerichte etwa zu ſtellenden
weiteren Fragen, ſich über folgende Punkte zu äußern:

I. ob und welche thatſächliche (objektive) Merkmale dafür vor¬
liegen, daß Jemand an ſeinem Körper oder ſeiner Geſund¬
heit verletzt worden iſt;

mit welchem Werkzeuge und auf welche Weiſe die Ver¬
letzungen hervorgebracht worden ſind;

welche Folgen für den Körper oder die Geſundheit des Ver¬
letzten durch die Verletzung entſtanden ſind und zwar:
1. ob Krankheit und von welcher Dauer;
2. ob Unfähigkeit oder verminderte Fähigkeit zu jeder Er¬

werbsthätigkeit oder zu den bisherigen Berufsgeſchäften:
ob eine oder die andere Folge als bleibend oder als

vorübergehend anzuſehen ſei und letzternfalls für welche
Dauer;
ob ein bleibender Schaden (§. 51);2

9.
IH. bei Verletzungen, welche eine zwar nicht bleibende, jedoch

§.

über zwei Monate andauernde Krankheit oder Unfähigkeit
zu den Berufsarbeiten,

und bei ſolchen, welche eine Krankheit oder Arbeitsunfähig¬
keit von kürzerer Dauer oder eine weniger auffallende Ver¬
unſtaltung oder eine bloße Beſchränkung im Gebrauche eines
Glieds oder Sinnenwerkzeugs verurſacht haben,

iſt ferner zu begutachten, ob die Verletzungen von der
Art geweſen ſind, daß ſie ohne Kunſthilfe oder die Dazwi¬
ſchenkunft von beſondern der Heilung günſtigen Zufällen
wahrſcheinlich den Tod des Verletzten zur Folge gehabt haben
würden.
53. Wenn ſich bei einer Perſon mehrere Verletzungen vor¬

finden, ſo ſind im Gutachten ſowohl die Folgen der einzelnen Ver¬
letzngen, als auch die Folgen aller durch ihr Zuſammentreffen
anzugeben.

54. Iſt eine Schwangere körperlich mißhandelt worden und
darauf mit einem todten oder einem unreifen, nicht lebensfähigen
Kinde niedergekommen, oder das Kind, mit dem ſie niedergekom¬
men, nach der Geburt geſtorben, ſo it nach den SS. 62— 64 zu
unte rſuchen und zu begutachten, ob dies die Folge der erlittenen
Mißhandlung war.

4. Bei Vergiftung.
§. 55. (Unterſuchung des Vergifteten.) Wenn Ver—

24Ger.V. u. St.P. 8
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dacht der Vergiftung einer noch lebenden Perſon oder eines Ver—

ſtorbenen vorliegt, ſo ſind vorerſt alle Krantheitserſcheinungen und
Zufälle, welche Folge einer Vergiftung ſein können, genau zu er¬
heben und gerichtlich feſtzuſtellen.

Durch Befragung des Erkrankten und ſeiner Angehörigen und
auf andere Weiſe iſt ſo weit möglich zu ermitteln, welches Gift
angewendet, auf welche Art und Weiſe daſſelbe beigebracht, was
unmittelbar nachher noch genoſſen worden und was ſonſt ge¬
ſchehen iſt.

Auch iſt genau nachzuſuchen, ob in der Nähe oder Umgebung
des Erkrankten oder Verſtorbenen ſich etwa giftige Subſtanzen
vorfinden, welche ſodann verſiegelt in gerichtliche Verwahrung zu
nehmen ſind.

§. 56. So oft bei muthmaßlicher Vergiftung Erbrechen ſtattge¬
funden hat, iſt das Erbrochene, wo thunlich, ſorgfältig zu ſammeln
und in gerichtliche Verwahrung zu nehmen . Durch angemeſſene
Phyſikaliſch-chemiſche Unterſuchung iſt ſodann auszumitteln, ob
und welches Gift darin enthalten iſt.

Auf gleiche Weiſe ſind etwa noch vorhandene Reſte verdächtiger
Speiſen und Getränke, von welchen der Vergiftete genoſſen, ſo wie
etwa vorgefundene anderweitige verdächtige Stoffe in Verwahrung
zu nehmen und auf Giftgehalt genau zu unterſuchen.

§. 57. Bei der Leichenſchau und Leichenöffnung eines muth¬
maßlich an Gift Verſtorbenen ſind, außer den allgemeinen Anga¬
ben, insbeſondere alle an dem Leichnam wahrnehmbaren äußern
und innern Zeichen und Merkmale, welche auf Vergiftung deuten
könnten, genau zu erheben und zu beſchreiben.

§. 58. (Ausmittelung von Giften.) Auf die Ausmit¬
telung und Darſtellung von Giften iſt von Seiten der Gerichts¬
ärzte und Chemiker vorkommenden Falls die größte Aufmerkſamkeit
zu verwenden.

Zu dieſem Behufe ſollen daher die bei der Leichenöffnung im
Magen und Darmkanale oder in andern Theilen des Körpers des
Verſtorbenen , ſowie in deſſen nächſter Umgebung ſich etwa vorfin¬
denden verdächtigen Stoffe ſorgfältig aufgeſucht und geſammelt,
nach ihrer äußern Beſchaffenheit im Protokoll beſchrieben und ſo¬
dann zu Gerichtshanden gegeben werden.

Eben ſo ſind auch der ganze Inhalt des Magens und Darm¬
kanals , ſowie diejenigen Organe ſelbſt, in welchen Gift vermuthet
werden kann, heraus zu nehmen und nebſt dem etwa aufgeſammel¬
ten Erbrochenen, den noch vorfindlichen Ueberreſten der Stoffe 2c,
womit das Gift muthmaßlich beigebracht oder genoſſen worden,
nach Farbe, Geruch und ſonſtiger äußern Beſchaffenheit im Pro¬
tokoll zu beſchreiben.

Hierauf iſt alles dieſes, jeder Theil abgeſondert , in reine Ge¬
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fäße von . oder Glas zu bringen, verſiegelt und bezeichnet
in gerichtliche Verwahrung zu nehmen und ſofort nach ihrem
chemiſchen Verhalten kunſtgemãß zu unterſuchen.

Erforderlichen Falles iſt hiebei die Leiche unter gerichtlicher Ob¬
hut aufzubewahren und nicht eher zu beerdigen, bis die Gerichts :
ärzte oder Chemiker erklärt haben, daß ſie ihrer zur Unterſuchung
nicht weiter bedürfen.

§. 59. Die nähere Unterſuchung der m. Stoffe iſt
durch einen6hemiker unter Mitwirkungd 8 Gerichtsarztes vorzu¬
nehmen . Wohnt der Chemiker nicht am tze des Unterſuchungs¬
gerichts, ſo hat der an ſeinem Wohnſitze befindliche Gerichtsarzt
bei der chemiſchen Unterſuchung mitzuwirken.

Iſt von dem Verfahren der Sachverſtändigen die Zerſtörung
oder Veränderung eines von ihnen zu unterſuchenden Gegenſtandes
zu erwarten, ſo ſoll ein Theil des letzteren, wenn thunlich, in ge¬
richtlicher Verwahrung behalten werden.

Ueber die Art, wie die chemiſche Unterſuchung vorgenommen
wird und die dabei gewonnenen Ergebniſſe haben die Sachver¬
ſtändigen fortlaufende Aufzeichnungen zu machen, welche ſodann
mit den gerichtsärztlichen Gutachten zu den unterſiſuchungsakten
kommen.

Wenn es melhrere Methoden zur Ermittelung eines Giftes gibt,
ſo iſt ſich nicht auf eine derſelben zu beſchränken, ſondern find
zur gegenſeitigen Kontrole wenigſtens zwei derſelben in An¬. zu bringen.

60. Im Falle die Vergiftung durch metalliſche Subſtanzen. worden iſt, ſo ſind dieſe, wo möglich, in metalliſcher
(elementarer) Form auszuſcheiden und der Gerichtsbehörde vor¬
zulegen.

Eben ſo ſind auch alle andern Arten von Giften, wenn ſie bei
der Unterſuchung noch in Subſtanz vorgefunden werden, oder
in ſolcherdargeſtellt werden können, in dieſer urſprünglichen Form
der Gerichtsbehörde zu überliefern .

§. 61. (Gutachten.) Das von dem Chemiker und dem Ge¬
richtsarzt , gemeinſchaftlich oder geſondert (§. 6), abzugebende Gut¬
achten hat ſich vorbehaltlich der von dem Gerichte etwa zu ſtellen¬
den weiteren Fragen, über folgende Punkte zu äußern:

J. ob Gift oder ein anderer Stoff, der wie Gift den Tod be¬
wirken kann, angewendet worden, in welcher Form und
Menge;

Il. ob der eingetretene Tod die Folge der Anwendung des un¬
ter I. bezeichneten Stoffesſei;

HL ob in Folge der Anwendung des unter JL bezeichneten Stoffes
eine . und zwar von welcher Art und Bedeutung
(vgl. §. 52,IL) eingetreten ſei.

24*
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Wenn kein Gift vorgefunden wurde, ſo haben ſich die Gerichts¬

ärzte darüber zu äußern, wie die Erſcheinungen , welche auf ſtatt—
gehabte Vergiftung hindeuten, zu erklären ſeien.

5. Bei Tödtung im Mutterleibe und Abtreibung
der Leibesfrucht.

§. 62. (Gerichtsärztliche Unterſuchung.) Bei Unter¬
ſuchung über Tödtung im Mutterleibe haben die Gerichtsärzte
genau zu erforſchen und anzugeben, ob und wann die betreffende
Perſon geboren habe, in welchem Stadium der Schwangerſchaft;
ob ſich Merkmale wahrnehmen laſſen, aus denen eine gewaltſame
Tödtung des Kindes im Mutterleibe und die dazu angewendeten
Gegenſtände gefolgert werden könnten.

§. 63. In gleicher Weiſe iſt auch bei Unterſuchung von Per:
ſonen wegen Abtreibung der Leibesfrucht zu verfahren, ſo weit
ſich dieſer Vorgang etwa aus äußerlich wahrnehmbaren Zeichen
ermitteln läßt, und find dabei namentlich auch die, muthmaßlich
oder gewiß angewendeten inneren oder äußeren Mittel zu benennen
oder zu beſchreiben.

F. 64. (Gutachten .) Das gerichtsärztliche Endgutachten hat
ſich, vorbehaltlich der von dem Gerichte etwa zu ſtellenden weiteren
Fragen, über folgende Punkte auszuſprechen :

1. ob die betreffende Frauensperſon geboren hat;
2. ob das von ihr geborene Kind lebend oder todt zur Welt

gekommen iſt;
3. ob das von ihr lebend geborene Kind unzeitig und nicht le¬

bensfähig geweſen iſt;ob bei derſelben während ihrer Schwangerſchaft innere oder
äußere Mittel angewendet worden ſind, welche eine zu frühe
Entbindung oder den Tod der Frucht im Mutterleibe be¬
wirken können; ;

5. ob, wenn das von ihr lebend und lebensfähig ge¬borene Kind erſt nach der Geburt geſtorben , deſſen Tod
als Folge der angewendeten Mittel zu betrachten iſt;

6. ob anzunehmen iſt, daß die zu frühe Entbindung oder der
Nachtheil für das Leben des Kindes nicht die Wirkung der
angewendeten Mittel, ſondern einer andern Urſache iſt, und
welcher;

7. ob, wenn die Anſchuldigung dahin geht, daß die Anwendung
der Mittel von einem Andern ohne Wiſſen und Willen der
Schwangeren geſchehen ſei, anzunehmeniſt:
a. daß dadurch der Tod der Schwangeren verurſacht , oder
b. daß dadurch der Schwangeren ein bleibender Nachtheil an

der Geſundheit des Geiſtes oder des Körpers zugefügt,
oder dieſelbe in Lebensgefahr geſetzt worden iſt.

.
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6. Bei der Nothzucht und andern Unzuchtsvergehen.
§. 65. (Gerichtsärztliche Unter ſuchung.) Bei Unter¬

ſuchungen wegen Nothzucht oder wegen Mißbrauchs zur Unzucht
iſt die gerichtsärztliche Beſichtigung der mißbrauchten Perſon (§. 1
Abſ. 5) möglichſt ſchleunig vorzunehmen.

Bei Verbrechen, zu deren Thatbeſtand ein geſetzwidriger Beiſchlaf
gehört, iſt namentlich auch auf Merkmale zu achten, welche darauf
ſchließen laſſen, daß eine Vereinigung der Geſchlechtstheile ſtattge¬
funden hat.

Außerdem iſt noch zu unterſuchen , ob ſich an den Geſchlechts¬
theilen, oder im Umfange dieſer , ſo wie an den Kleidern , beſon¬
ders am Hemde ſolcher Perſonen, Spuren von Blut⸗ oder Samen¬
ergießung vorfinden. Muthmaßliche Schleim⸗, Samen⸗ oder
Blutflecken ſind nicht blos nach ihrer Größe und Lage an dieſer
oder jener Stelle der Kleidungsſtücke, ſondern auch nach ihrer ſon¬
ſtigen Beſchaffenheit genau zu unterſuchen und zu beſchreiben, und
erforderlichen Falles einer phyſikaliſch⸗mikroſkopiſchen und chemiſchen
Unterſuchung zu unterwerfen .

Gleiche Unterſuchung findet unter Umſtänden auch bei dem der
Nothzucht oder Unzucht Angeſchuldigten Statt.

§. 66. (Gutachten.) Das gerichtsärztliche Gutachten hat ſich
in allen Fällen, vorbehaltlich der von dem Gerichte etwa zu ſtel¬
lenden weiteren Fragen, über folgende Punkte auszuſprechen :

Ob und welche thatſächliche (objektive) Merkmale dafür vor¬
liegen:

1. daß unzüchtige Handlungen verübt worden ſind,
2. daß thätliche Gewalt angewendet worden iſt,
3. daß eine Vereinigung der Geſchlechtstheile ſtattgefunden hat.
Wenn das angeblich mißbrauchte Mädchen das vierzehnte Le¬

bensjahr noch nicht zurückgelegt hat, ſo hat ſich das Gutachten
auch noch darüber auszuſprechen , ob daſſelbe nicht gleichwohl zur
Zeit der That ſchon mannbar geweſen ſei.

Iſt durch die unzüchtige Handlung eine Tödtung oder Körper¬
verletzung verurſacht worden, ſo ſind für die gerichtsärztliche Un¬

terſuchung und Begutachtung außerdem die Vorſchriften der obigen
Abſchnitte 1 und 3 maßgebend.

III. Beſtimmungen über Unterſuchung der Körper⸗ und
. Geiſtesbeſchaffenheit im Allgemeinen.

§. 67. (Unterſuchung des Geiſteszuſtandes.) Bei Be:
gutachtung zweifelhafter Geiſteszuſtände haben ſich die Gerichtsärzte
jeweils über die Art, die Urſachen, die Entwickelung und den
Grad der fraglichen krankhaften Zuſtände im Allgemeinen auszu¬
ſprechen, und insbeſondere anzugeben , ob in Folge derſelben das
Bewußtſein der Strafbarkeit der Handlung oder die Willkür des
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Handelnden gänzlich fehlt, oder ob ein ſolcher Zuſtand vorhan—
den iſt, welcher dieſem Grade nahe kommt, oder ob er überhaupt ,
wenn auch in noch geringerem Maße, anzunehmen iſt.

Zu den Zuſtänden, in welchen das Bewußtſein der Strafbarkeit
der Handlung oder die Willkür des Handelnden fehlt, und ſomit
auch die Zurechnung ausgeſchloſſen iſt, gehört namentlich Raſerei ,
Wahnſinn, Verrücktheit , völliger Blödſinn und vorübergehende
gänzliche Verwirrung der Sinne und des Verſtandes .

Hiebei ſind insbeſondere zu berückſichtigen: die Fallſucht, die
Taubſtummheit, das jugendliche Alter und diejenigen vorübergehend
krankhaften Geiſteszuſtaͤnde, welche durch heftige Affekte, durch
Trunkenheit und Trunkfälligkeit , durch Säuferwahnſinn (Delirium
tremens), durch thieriſche Begierden und Naturtriebe und durch
regelwidrige Körperentwickelung herbeigeführt worden.

§. 68. Werden die Gerichtsärzte zur Begutachtung des Geiſtes¬
zuſtandes eines Angeſchuldigten aufgefordert , der das zwölfte, aber
noch nicht das ſechszehnte Jahr zurückgelegt hat, ſo haben ſie zu
prüfen, ob derſelbe die zur Unterſcheidung der Strafbarkeit der
Handlung erforderliche geiſtige und ſittliche Ausbildung bereits
erlangt hat.

§. 69. (Geſchlechtsreife.) Bei Unterſuchungen über Ge¬
ſchlechtsreife haben die Gerichtsärzte zu ermitteln und anzu¬
geben, welchen Grad der Entwickelung der Körper des zu Unter —

ſuchenden im Allgemeinen , und beſonders die Geſchlechtstheile
erlangt haben, ob die letzteren funktionsfähig ſind und ob die
weiblichen Funktionen bereits ſtattgefunden haben.

$. 70. (Zeugungsvermögen.) Bei Unterſuchung über das
Zeugungsvermögen iſt, außer dem im vorhergehenden Paragraphen
Angegebenen, noch weiter zu erheben: ob an dem Körper der be¬
treffenden Perſon überhaupt, namentlich aber an den Geſchlechts¬
theilen derſelben , den Zeugungsakt hindernde Bildungsfehler oder
krankhafte Zuſtände beſtehen, welche vorkommenden Falles genau
zu beſchreiben ſind.

§. 71. (Schwangerſchaft. Bei Unterſuchung von Perſo¬
nen wegen vorgeſchützter oder verheimlichter Schwangerſchaft haben
die Gerichtsärzte zu ermitteln , ob diejenigen Zeichen und Merkmale
an denſelben vorhanden ſind, aus welchen ſich das Beſtehen einer
Schwangerſchaft erkennen läßt.

Erforderlichen Falles ſind dieſe Unterſuchungen während längerer
Zeit wiederholt vorzunehmen, und es iſt dabei insbeſondere auch
über das Eintreten oder Ausbleiben der monatlichen Reinigung
Gewißheit herzuſtellen.

$. 72. In ihren deßfallſigen Gutachten haben ſich die Gerichts¬
ärzte darüber auszuſprechen: ob überhaupt Schwangerſchaft vorhan¬
den ſei oder nicht, und erſteren Falles wie lange dieſelbe ſchon beſtehe.
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